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Heute   lesen Sie 2 

Innenpolitik 
Die  CDU-Fraktion  dos  Landtages von Fordrhein-Westfalen  stimmte  einem (re- 
set zentwurf  zu?   der  den Vorfolgten des Nazi-Regimes  im Falle  der Bedürf- 
tigkeit   auf Antrag einen Betrag von DM 150.- für  jeden erlittenen Haft- 
monat   zubilligt.   Die Entschädigung  soll  im laufe von vier Jahren,   wenn 
j^e  zum sozialen Wohnungsbau verwendet  wird,   sofort   ausgezahlt  werden. 

Flü chtlingswe sen 

Ottinar Schreiber,   früher President  des Memel-Direktoriums und nach des- 
sen Auflösimg Irandesrat   in Königsberg,   wurde  zum Leiter der Zentralstelle 
für '   Flüchtlingsfragen 'berufe-.. 

Personelles 

Aus  den  Parteiqn 

Die   in Essen erscheinende   "Shein-Ruhr-Zeitung"   sei nicht  mehr als Organ 
der Deutschen  Zentrumspartei  anzusprechen,   beschlossen  die Delegierten des 
Äeispartei'L   ._,  s in Essen« 
Der  englische  Zivilgouverneur  von  Fiedersachsen hat  es  abgelehnt,"   der 
"Deutschen Union"   die  Lizenz  zu erteilen,   da bisher keine"Klarheit  über 
Absicht  und Ziele dieser Organisation zu erlangen war»  Vor allem sei nicht 
zu erkennen*   ob  di<    "Deutsche  Union*   eine  Partei  sein wolle,   oder was  sie 
mit  der Bezeichnung  "überparteiliche   Organisation"  meine*  ~ Auf  einer De= 
logierten-Tagung  der   "Deutschen   Union"   in Koblenz wurde  die  Gründung einer 
Landesvereinigung Rheinland-Pf als; beschlossen, 

Wirtschaft Siolij 

Auf einer CSU-Großkundg-  >ung  in Kronach sprach sich der Landesvofsitzende 
der  CSU,   Justi2minister Dr.Müller,   für  eine  Industrialisierung Bayerns 
aus,   da nach   seiner Ansicht  nur   in der  Industrie  die  drei Millionen Flücht- 
linge Brot  unu Arbeit   finden  können0 

5erTin 
Die CDU  der  Ostzone wird in  sowjetischem Auftrage  in Kürze einen Nachrich- 
ben-und  Informationsdienst  von Berlin  aus nach We st-und  Süddeutschland ver- 
senden.  Der Kauptvorstana  dor Ost-CDU orfclBrte,   ein solcher Dienst  sei not- 
wendig,  um äüj? "verlogenen Berichterstattung"  der westlieh lizenzierten 
'rosse  su begegnen.   Dem (Jeneralsekretar der Ost-CDU,   Georg Dertinger,   sind 
von sowjetischen  Stellen größere  Geldmittel  zum Aufbau dieses Dienstes  zur 
Verfügung gestellt wordeno 
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SSjBoEStspplitik 
CDU/CSU zum Gewerbezulassungsgosetz 

Die Diskussion um die Gewerbefreiheit kreist zur Zeit um das öewerbezu- 
lassungsgesetz* das am Ende dieser Woche erneut im Wirtsehaftsrat zur Be- 
ratung vorgesehen ist« Die erste Lesung hatte bekanntlich, keine Klarheit 
der Auffassung gebrachte In den Ausschüssen wurde das G-esotz inzwischen 
weiter behandelt, ohne daß es jedoch zu endgültigen Beschlüssen kam. Die 
beiden großen Fraktionen haben heute nochmals ihre Auffassungen veröffent- 
licht. Die Fraktion der CDü/CSU im Wirb sehaftsrat beschrankte sich auf 
folgende kurze Stellungnahme* 

"Die CDIl/OSU-Fraktion lohnt das im Wirtschaftsrat in erster 
Lesung eingebrachte Gewerbezulassungsgosetz ab im Interesse 
der Erhaltung des Befähigungsnachweises im Handwerk"0 

tandere der ustverrrieDenen zu jeaem vernunniigerwexaö uj.-jagueu.-uxi uu^ooueiK* 
is bereit.' will insbesondere alles tun, um die bürokratischen Schranken 

wo immer möglich abzubauen« Selbst in Kreisen des Handwerker-Nachwuchses 
und der Ostvertriebenen aber hat sich im Laufe der öffentlichen Debatte 
der letzten Wochen und Monate die herrschende Auffassung herausgestellt, 
daß man. das Handwerk nicht widerstandslos dem Pfuschertum überlassen und 
die Verbraucher nicht untüchtigen Elementen ausliefern darf» Dabei bleibt 
durchaus die Frage offen, ob man nicht wenigstens für eine längere Über- 
ganseeit von gewissen Formalien des Befähigungsnachweises absehen und den 
Nachweis ausreichender Fachkenntnisse erleichtern sollte. Damit w-'re jenen 
gedient,- die ohne eigene Schuld des regulären Ausbildungsablaufs ermangele, 
jedoch ausreichende Fachkenntnisse besitzen, also besonders den Heimkeh- 
rern, Ostvertriebenen und Ausgehombten. 

01 
a1. 
e: 
Sli 
punkte, sodaß man die weitere Entwicklung abwarten mußc 

^ Niedrige Steuersätze fördern Steuer-Ehrlichkeit 

In einem Rundfunk-Vortrag über ,!Aktuelle Steuerfragen" begründete Oberro- 
gierungsrat Sauermost-Koblenz (CDU) die staatliche Notwendigkeit einer 
möglichst genauen Erfassung der Besteuerungsgrundlagen. In dieser Richtung 
warer von den Steuerpflichtigen-Bedenken erhoben worden mit dem Hinweis 
darauf, daß es nicht'angängig sei, von den Steuerpflichtigen eidesstatt- 
liche Erklärungen über die"Richtigkeit dor Angaben über das-Betriebsver- 
mögen zu verlangen oder gar Betriebsangehörigen den Eid über die Riehtig- 
keit der Angaben des BetfÜebsinhabers abzunehmen. Dabei würde geltend ge- 
macht , daß eine zu häufige Abnahme einer eidesstattlichen Erklärung dis stJ 
entwerte und den Steuerpflichtigen in GewissenskonfliJrfce treibe. Von ein*n 
Angestellten einen Bid über die"Richtigkeit der Angaben seines Chefs zu 
verlangen, bedeute eine ernste Gefahr für den Arbeitsfrieden und setze 
den Arbeit« ohrner der Gefahr,. eus? seinen Chef strafbarer Handlungen zu be- 
zichtigen oder infolge von entsprechenden Weisungen einen Meineid zu lei- 
sten. 

Oberregierungsrat Sauermost vorkannte keineswegs die Bedeutung dieser Ei* 
wandet Er bezeichnete es als wünschenswert, von diesen Maßnahmen nur in 
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zwingenden Fällen Gebrauch zu machen* Aber bei der anerkanntermaßen stark 
iu£ diese Mögliehkd ten ver- gesunkenen Steuermoral läßt sich nicht ganz auf diese MBgllcMca ten ver- 

nichten. Wonn auch in einer Zeit, in der Stauertarife gelten, wie sie bis 

nur einen senr awüiiuinaitun .'vux-u LLW.WU)   DU IUUDOCü «^»'i »^i*vwj.v*******w^.*ciie 
Mittel angewendet werden, ura eine möglichst genaue Erfassung der Besteue- 

Steueraufsieht nur sehr schwer zu erfassen sind. Alle Versuche 
liehen Stellen, die Schwarzhandelskreise zu kontrollieren und ihre wirt- 
schaftlich <ind moralisch nicht gerechtfertigten hohen Gewinne zu erfassen, 
haben nur geringe Erfolge gehabt $ sodaß der Staat Maßnahmen ergreifen muß, 
durch die siel?, im Einzelfall auch der Steuerehrliche betroffen fühlt. 

Ähnliche Erwägungen müssen auch berücksichtigt werden bei den kürzlich 
durchgeführten Prüfungen der Winzer-und Woinbandelsbetricbo sowie bei den 
Ävonturprüfungon der Gewerbetreibenden* Je genauer die <->oSteuerung der 
IKtbewerber im'Wirtschaftsleben erfolgt, umso besser ist die Gleichmäßig- 
keit der Wettbewerbsbedingungen, gewahrt, und umso eher die Sicherung des 
gesetzlichen Steueraufkommens gewährleistet• 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen,.daß viele Steuerpflichtige 
auf Grund der Verlautbarungen der Verwaltung für Finanzen des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes in Bad Homburg zu Beginn dieses Jahres schon mit einer 
Senkung der Tarife und. einer Anzahl von Steuererleichterungen gerechnet 
haben." Diese Hoffnung hat sich nicht verwirklichen lassen» 

Zur Frage der Steuerreform führte Sauermost aus, es sei bei den Reform-  • 
maßnahmen daran gedacht, Jede Ersatzbeschaffung für bewegliche Wirtschaftr 
guter, die nach dem 1.1.1939 aus dem Betriebsvermögen ausgeschieden sind,. 
zu begünstigen. Es ist geplant, die Höchstgrenze der Abschreibungen für 
das Steuer,] ahr erheblich zu erhöhen und bei Gebäuden, die überwiegend zu 
Wohnzwecken oder im eigenen g .worbliehen Betrieb unmittelbar Fabrikation^ 
zv/ecken dienen, für die Horstellungs-oder Wiederaufbaukonton im ersten 
Jahr nicht unbeträchtlich erhöht,, Prozentsätze zur Abschreibung zuzulass* 
Aich soll die Begünstigung des nicht entnommenen Gewinns beachtlich ur- 
Weitort wurden. 
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